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VERORDNUNGEN 

Gem. § 51 Abs. 4 der Bgld. Gemeindeordnung, LGBl. Nr. 37/1965 (1000/411 bis 1000/427)
Gem. § 58 Abs. 4 der Bgld. Gemeindeordnung 2003, LGBl. Nr. 55 (1000/428 bis  . . . . . . . )

I.
Übertragung der Besorgung von bestimmten Angelegenheiten des 1. Teiles des 

Gemeindebedienstetengesetzes 1971
auf die Landesregierung

1000/411 
Verordnung der Burgenländischen Landesregierung vom 2. Mai 1973, mit der die Besorgung ein-

zelner Angelegenheiten des eigenen Wirkungsbereiches der Gemeinden und der durch das Gemein-
debedienstetengesetz 1971 gebildeten Gemeindeverbände auf die Landesregierung übertragen wird,
LGBl. Nr. 20/1973

Auf Antrag der durch das Gemeindebedienstetengesetz 1971, LGBl. Nr. 13/1972, gebildeten
Gemeindeverbände Leithaprodersdorf- Wimpassing an der Leitha, Marz-Sieggraben, Schatten-
dorf-Loipersbach im Burgenland, Neutal-Stoob, Rechnitz-Markt Neuhodis, Unterwart-Oberdorf
im Burgenland, Kemeten-Litzelsdorf, Grafenschachen-Loipersdorf-Kitzladen, Riedlingsdorf-
Wiesfleck, Bocksdorf-Olbendorf-Burgauberg-Neudauberg, St. Michael im Burgenland-Gütten-
bach-Neuberg im Burgenland, Stinatz-Ollersdorf im Burgenland, Mogersdorf-Weichselbaum und
Rudersdorf-Deutsch Kaltenbrunn sowie auf Antrag aller übrigen, diesen Gemeindeverbänden
nicht angehörenden Gemeinden des Burgenlandes mit Ausnahme der Städte mit eigenem Statut wird
im Interesse der einfacheren Vollziehung des Gemeindebedienstetengesetzes 1971 gemäß § 51 Abs. 4
der Burgenländischen Gemeindeordnung, LGBl, Nr. 37/ 1965, verordnet:

§ 1
Der Landesregierung wird die Besorgung der nachstehend angeführten Angelegenheiten des I. Tei-

les des Gemeindebedienstetengesetzes 1971, die nach diesem Teil des Gesetzes den Gemeinden und
den durch dieses Gesetz gebildeten Gemeindeverbänden zukommen, übertragen:

1. Die Durchführung der Ruhestandsversetzungen der Gemeindebeamten;
2. die Vollziehung der pensionsrechtlichen Vorschriften in bezug auf die Gemeindebeamten des

Dienst- und Ruhestandes und ihrer Hinterbliebenen und Angehörigen einschließlich der Liquidierung
der Ruhe- und Versorgungsbezüge.

§ 2
Diese Verordnung tritt am 1. Juni 1973 in Kraft.

1000/412 
Verordnung der Burgenländischen Landesregierung vom 2. Dezember 1981, mit der die Besorgung

einzelner Angelegenheiten des eigenen Wirkungsbereiches einzelner Gemeinden auf die Landesregie-
rung übertragen wird, LGBl. Nr. 54/1981

Auf Antrag der Gemeinden Rudersdorf, Deutsch-Kaltenbrunn, Unterwart und Oberdorf im Bur-
genland wird im Interesse der einfacheren Vollziehung des Gemeindebedienstetengesetzes, LGBl. Nr.
13/1972, gemäß § 51 Abs. 4 der Burgenländischen Gemeindeordnung, LGBl. Nr. 37/1965, verordnet:

§ 1
Die Besorgung der nachstehenden Angelegenheiten des I. Teiles des Gemeindebedienstetengeset-

zes 1971, die nach diesem Teil des Gesetzes den Gemeinden und den durch dieses Gesetz gebildeten
Gemeindeverbänden zukommen, wird für die Gemeinden Rudersdorf, Deutsch-Kaltenbrunn, Unterwart
und Oberdorf im Burgenland der Landesregierung übertragen:

1. Die Durchführung der Ruhestandsversetzungen der Gemeindebeamten;
2. die Vollziehung der pensionsrechtlichen Vorschriften in Bezug auf die Gemeindebeamten des

Dienst- und Ruhestandes und ihrer Hinterbliebenen und Angehörigen einschließlich der Auszahlung
der Ruhe- und Versorgungsbezüge.

§ 2
Diese Verordnung tritt am 1. 12. 1981 in Kraft.
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1000/413 
Verordnung der Burgenländischen Landesregierung vom 1. September 1982, mit der die Besor-

gung einzelner Angelegenheiten des eigenen Wirkungsbereiches einzelner Gemeinden auf die Landes-
regierung übertragen wird, LGBl. Nr. 47/1982

Auf Antrag der Gemeinden Kemeten, Litzelsdorf, Stinatz, Ollersdorf im Burgenland, Sankt
Michael im Burgenland, Güttenbach und Neuberg im Burgenland wird im Interesse der einfacheren
Vollziehung des Gemeindebedienstetengesetzes 1971, LGBl. Nr. 13/1972, gemäß § 51 Abs. 4 der Bur-
genländischen Gemeindeordnung, LGBl. Nr. 37/ 1965, verordnet:

§ 1
Die Besorgung der nachstehenden Angelegenheiten des I. Teiles des Gemeindebedienstetengeset-

zes 1971, die nach diesem Teil des Gesetzes den Gemeinden und den durch dieses Gesetz gebildeten
Gemeindeverbänden zukommt, wird für die Gemeinden Kemeten, Litzelsdorf, Stinatz, Ollersdorf im
Burgenland, Sankt Michael im Burgenland, Güttenbach und Neuberg im Burgenland der Landesregie-
rung übertragen:

1. Die Durchführung der Ruhestandsversetzungen der Gemeindebeamten;
2. die Vollziehung der pensionsrechtlichen Vorschriften in bezug auf die Gemeindebeamten des

Dienst-  und Ruhestandes und ihrer Hinterbliebenen und Angehörigen einschließlich der Auszahlung
der Ruhe- und Versorgungsbezüge.

§ 2
Diese Verordnung tritt am 1. November 1982 in Kraft.

1000/414 
Verordnung der Burgenländischen Landesregierung vom 8. Feber 1984, mit der die Besorgung ein-

zelner Angelegenheiten des eigenen Wirkungsbereiches einzelner Gemeinden auf die Landesregierung
übertragen wird, LGBl. Nr. 17/1984

Auf Antrag der Gemeinden Schattendorf, Loipersbach und Olbendorf im Burgenland wird im
Interesse der einfacheren Vollziehung des Gemeindebedienstetengesetzes 1971, LGBl. Nr. 13/1972,
gemäß § 51 Abs. 4 der Burgenländischen Gemeindeordnung, LGBl. Nr. 37/1965, verordnet:

§ 1
Die Besorgung der nachstehenden Angelegenheiten des I. Teiles des Gemeindebedienstetengeset-

zes 1971, die nach diesem Teil des Gesetzes den Gemeinden und den durch dieses Gesetz gebildeten
Gemeindeverbänden zukommt, wird für die Gemeinden Schattendorf, Loipersbach und Olbendorf im
Burgenland der Landesregierung übertragen:

1. die Durchführung der Ruhestandsversetzungen der Gemeindebeamten;
2. die Vollziehung der pensionsrechtlichen Vorschriften in bezug auf die Gemeindebeamten des

Dienst- und Ruhestandes und ihrer Hinterbliebenen und Angehörigen einschließlich der Auszahlung
der Ruhe- und Versorgungsbezüge.

§ 2
Diese Verordnung tritt am 1. April 1984 in Kraft.

1000/415 
Verordnung der Burgenländischen Landesregierung vom 17. Juni 1987, mit der die Besorgung ein-

zelner Angelegenheiten des eigenen Wirkungsbereiches einzelner Gemeinden auf die Landesregierung
übertragen wird, LGBl. Nr. 34/1987

Auf Antrag der Gemeinden Marz, Sieggraben, Riedlingsdorf und Wiesfleck wird im Interesse
der einfacheren Vollziehung des Gemeindebedienstetengesetzes 1971, LGBl. Nr. 13/1972, gem. § 51
Abs. 4 der Bgld. Gemeindeordnung, LGBl. Nr. 37/1965, verordnet:

§ 1
Die Besorgung der nachstehenden Angelegenheiten des I. Teiles des Gemeindebedienstetengeset-

zes 1971, die nach diesem Teil des Gesetzes den Gemeinden und den durch dieses Gesetz gebildeten
Gemeindeverbänden zukommen, wird für die Gemeinden Marz, Sieggraben, Riedlingsdorf und Wies-
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fleck der Landesregierung übertragen:
1) Die Durchführung der Ruhestandsversetzungen der Gemeindebeamten;
2) die Vollziehung der pensionsrechtlichen Vorschriften in bezug auf die Gemeindebeamten des

Dienst- und Ruhestandes und ihrer Hinterbliebenen und Angehörigen einschließlich der Auszahlung
der Ruhe- und Versorgungsbezüge.

§ 2
Diese Verordnung tritt am 1. Juli 1987 in Kraft.

1000/416 
Verordnung der Burgenländischen Landesregierung vom 9. März 1988, mit der die Besorgung ein-

zelner Angelegenheiten des eigenen Wirkungsbereiches einzelner Gemeinden auf die Landesregierung
übertragen wird, LGBl. Nr. 17/1988

Auf Antrag der Gemeinden Mogersdorf und Weichselbaum wird im Interesse der einfacheren
Vollziehung des Gemeindebedienstetengesetzes 1971, LGBl. Nr. 13/1972, gem. § 51 Abs. 4 der Bgld.
Gemeindeordnung, LGBl. Nr. 37/1965, verordnet:

§ 1
Die Besorgung der nachstehenden Angelegenheiten des I. Teiles des Gemeindebedienstetengeset-

zes 1971, die nach diesem Teil des Gesetzes den Gemeinden und den durch dieses Gesetz gebildeten
Gemeindeverbänden zukommen, wird für die Gemeinden Mogersdorf und Weichselbaum der Landes-
regierung übertragen:

1) Die Durchführung der Ruhestandsversetzungen der Gemeindebeamten;
2) die Vollziehung der pensionsrechtlichen Vorschriften in bezug auf die Gemeindebeamten des

Dienst- und Ruhestandes und ihrer Hinterbliebenen und Angehörigen einschließlich der Auszahlung
der Ruhe- und Versorgungsbezüge.

§ 2
Diese Verordnung tritt am 1. April 1988 in Kraft.

1000/417
Verordnung der Burgenländischen Landesregierung vorn 22. Feber 1989, mit der die Besorgung

einzelner Angelegenheiten des eigenen Wirkungsbereiches einzelner Gemeinden auf die Landesregie-
rung übertragen wird, LGBl. Nr. 23/1989

Auf Antrag der Gemeinden Grafenschachen und Loipersdorf-Kitzladen wird im Interesse der
einfacheren Vollziehung des Gemeindebedienstetengesetzes 1971, LGBl. Nr. 13/1972, gem. § 51 Abs.
4 der Bgld. Gemeindeordnung, LGBl. Nr. 37/1965, verordnet:

§ 1
Die Besorgung der nachstehenden Angelegenheiten des I. Teiles des Gemeindebedienstetengeset-

zes 1971, die nach diesem Teil des Gesetzes den Gemeinden und den durch dieses Gesetz gebildeten
Gemeindeverbänden zukommen, wird für die Gemeinden Grafenschachen und Loipersdorf-Kitzladen
der Landesregierung übertragen:

1) Die Durchführung der Ruhestandsversetzungen der Gemeindebeamten;
2) die Vollziehung der pensionsrechtlichen Vorschriften in bezug auf die Gemeindebeamten des

Dienst- und Ruhestandes und ihrer Hinterbliebenen und Angehörigen einschließlich der Auszahlung
der Ruhe- und Versorgungsbezüge.

§ 2
Diese Verordnung tritt am 1. März 1989 in Kraft.

1000/418
Verordnung der Burgenländischen Landesregierung vom 10. April 1991, mit der die Besorgung

einzelner Angelegenheiten des eigenen Wirkungsbereiches einzelner aufgrund des Gemeindebedienste-
tengesetzes 1971 gebildeter Gemeindeverbände und einzelner aufgrund der Burgenländischen Gemein-
deordnung gebildeter Verwaltungsgemeinschaften auf die Landesregierung übertragen wird, LGBl.
Nr. 42/1991

Auf Antrag der aufgrund des Gemeindebedienstetengesetzes 1971 gebildeten Gemeindeverbände
Draßburg-Baumgarten, Grafenschachen, Leithaprodersdorf-Wimpassing an der Leitha, Ollers-
dorf im Burgenland-Wörterberg-Hackerberg, Piringsdorf-Unterrabnitz, Pöttelsdorf-Zemendorf-
Stöttera, Steinbrunn-Zillingtal und Stotzing-Loretto sowie der aufgrund der Burgenländischen
Gemeindeordnung gebildeten Verwaltungsgemeinschaften Gattendorf, Hirm-Antau, Kaisersdorf-
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Weingraben und Unterfrauenhaid wird im Interesse der einfacheren Vollziehung des Gemeindebe-
dienstetengesetzes 1971, LGBl. Nr. 13/1972, gem. § 51 Abs. 4 der Burgenländischen Gemeindeord-
nung, LGBl. Nr.37/1965, verordnet:

§ 1
Die Besorgung der nachstehenden Angelegenheiten des I. Teiles des Gemeindebedienstetengeset-

zes 1971, die nach diesem Teil des Gesetzes den Gemeinden und den durch dieses Gesetz gebildeten
Gemeindeverbänden zukommen, wird für die aufgrund des Gemeindebedienstetengesetzes 1971 gebil-
deten Gemeindeverbände Draßburg-Baumgarten, Grafenschachen, Leithaprodersdorf-Wimpassing an
der Leitha, Ollersdorf im Burgenland-Wörterberg-Hackerberg, Piringsdorf-Unterrabnitz, Pöttelsdorf,
Zemendorf-Stöttera, Steinbrunn-Zillingtal und Stotzing-Loretto sowie für die aufgrund der Burgenlän-
dischen Gemeindeordnung gebildeten Verwaltungsgemeinschaften Gattendorf, Hirm-Antau, Kaisers-
dorf-Weingraben und Unterfrauenhaid der Landesregierung übertragen:

1) Die Durchführung der Ruhestandsversetzungen der Gemeindebeamten
2) Die Vollziehung der pensionsrechtlichen Vorschriften in bezug auf die Gemeindebeamten des

Dienst- und Ruhestandes und ihrer Hinterbliebenen und Angehörigen einschl. der Auszahlung der
Ruhe- und Versorgungsbezüge.

§ 2
Diese Verordnung tritt am 1. Mai 1991 in Kraft.

1000/419 
Verordnung der Burgenländischen Landesregierung vom 26. Juni 1991, mit der die Besorgung ein-

zelner Angelegenheiten des eigenen Wirkungsbereiches des Gemeindeverbandes Neustift bei Güssing
auf die Landesregierung übertragen wird, LGBl. Nr 64/1991

Auf Antrag des aufgrund des Gemeindebedienstetengesetzes 1971 gebildeten Gemeindeverbandes
Neustift bei Güssing wird im Interesse der einfacheren Vollziehung des Gemeindebedienstetengeset-
zes 1971, LGBl. Nr. 13/1972, gem. § 51 Abs. 4 der Burgenländischen Gemeindeordnung, LGBl. Nr.
37/1965, verordnet:

§ 1
Die Besorgung der nachstehenden Angelegenheiten des I. Teiles des Gemeindebedienstetengeset-

zes 1971, die nach diesem Teil des Gesetzes den Gemeinden und den durch dieses Gesetz gebildeten
Gemeindeverbänden zukommen, wird für den aufgrund des Gemeindebedienstetengesetzes 1971 gebil-
deten Gemeindeverband Neustift bei Güssing der Landesregierung übertragen:

1) Die Durchführung der Ruhestandsversetzungen der Gemeindebeamten
2) Die Vollziehung der pensionsrechtlichen Vorschriften in bezug auf die Gemeindebeamten des

Dienst- und Ruhestandes und ihrer Hinterbliebenen und Angehörigen einschließlich der Auszahlung
der Ruhe- und Versorgungsbezüge

§ 2
Diese Verordnung tritt am 1. September 1991 in Kraft.

1000/420
Verordnung der Burgenländischen Landesregierung vom 1. April 1992, mit der die Besorgung ein-

zelner Angelegenheiten des eigenen Wirkungsbereiches einer Gemeinde und einzelner aufgrund der
Burgenländischen Gemeindeordnung gebildeter Verwaltungsgemeinschaften auf die Landesregierung
übertragen wird, LGBl. Nr. 37/1992

Auf Antrag der Gemeinde Gattendorf und der aufgrund der Burgenländischen Gemeindeordnung
gebildeten Verwaltungsgemeinschaften Eltendorf - Königsdorf, Großpetersdorf - Jabing, Kittsee
- Edelstal, Neudorf - Potzneusiedl, Neuhaus am Klausenbach und Siegendorf-Zagersdorf wird im
Interesse der einfacheren Vollziehung des Gemeindebedienstetengesetzes 1971, LGBl. Nr. 13/1972,
gem. § 51 Abs. 4 der Burgenländischen Gemeindeordnung, LGBl. Nr. 37/1965, verordnet:

§ 1
Die Besorgung der nachstehenden Angelegenheiten des I. Teiles des Gemeindebedienstetengeset-

zes 1971, die nach diesem Teil des Gesetzes den Gemeinden und den durch dieses Gesetz gebildeten
Gemeindeverbänden zukommen, wird für die Gemeinde Gattendorf und für die aufgrund der Burgen-
ländischen Gemeindeordnung gebildeten Verwaltungsgemeinschaften Eltendorf - Königsdorf, Großpe-
tersdorf-Jabing, Kittsee- Edelstal, Neudorf-Potzneusiedl, Neuhaus am Klausenbach und Siegendorf-
Zagersdorf der Landesregierung übertragen:

1. Die Durchführung der Ruhestandsversetzungen der Gemeindebeamten
2. Die Vollziehung der pensionsrechtlichen Vorschriften in bezug auf die Gemeindebeamten des
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Dienst- und Ruhestandes und ihrer Hinterbliebenen und Angehörigen einschließlich der Auszahlung
der Ruhe- und Versorgungsbezüge.

§ 2
Diese Verordnung tritt am 1. Juni 1992 in Kraft.

1000/421
Verordnung der Burgenländischen Landesregierung vom 18. Mai 1993, mit der die Besorgung ein-

zelner Angelegenheiten des eigenen Wirkungsbereiches einzelner aufgrund der Burgenländischen
Gemeindeordnung gebildeter Verwaltungsgemeinschaften auf die Landesregierung übertragen wird,
LGBl. Nr. 46/1993

Auf Antrag der aufgrund der Burgenländischen Gemeindeordnung gebildeten Verwaltungsge-
meinschaften Eberau-Bildein, Kohfidisch und Sankt Michael-Rauchwart wird im Interesse der ein-
facheren Vollziehung des Gemeindebedienstetengesetzes 1971, LGBl. Nr. 13/1972, gem. § 51 Abs. 4
der Burgenländischen Gemeindeordnung, LGBl. Nr. 37/1965, verordnet:

§ 1
Die Besorgung der nachstehenden Angelegenheiten des I. Teiles des Gemeindebedienstetengeset-

zes 1971, die nach diesem Teil des Gesetzes den Gemeinden und den durch dieses Gesetz gebildeten
Gemeindeverbänden zukommen, wird für die aufgrund der Burgenländischen Gemeindeordnung gebil-
deten Verwaltungsgemeinschaften Eberau-Bildein, Kohfidisch und Sankt Michael-Rauchwart der Lan-
desregierung übertragen:

1. Die Durchführung der Ruhestandsversetzungen der Gemeindebeamten
2. Die Vollziehung der pensionsrechtlichen Vorschriften in bezug auf die Gemeindebeamten des

Dienst- und Ruhestandes und ihrer Hinterbliebenen und Angehörigen einschließlich der Auszahlung
der Ruhe- und Versorgungsbezüge.

§ 2
Diese Verordnung tritt am 1. Juli 1993 in Kraft.

1000/422
Verordnung der Burgenländischen Landesregierung vom 6. Dezember 1994, mit der die Besorgung

einzelner Angelegenheiten des eigenen Wirkungsbereiches einzelner Gemeinden und eines aufgrund
des Gemeindebedienstetengesetzes 1971 gebildeten Gemeindeverbandes auf die Landesregierung über-
tragen wird, LGBl. Nr. 72/1994

Auf Antrag der Gemeinden Hirm, Antau, Siegendorf, Zagersdorf, Kaisersdorf, Weingraben,
Kittsee, Edelstal und des aufgrund des Gemeindebedienstetengesetzes 1971 gebildeten Gemeindever-
bandes Lackenbach-Ritzing wird im Interesse der einfacheren Vollziehung des Gemeindebedienste-
tengesetzes 1971, LGBl. Nr. 13/1972, gem. § 51 Abs. 4 der Burgenländischen Gemeindeordnung,
LGBl. Nr.37/1965, verordnet:

§ 1
Die Besorgung der nachstehenden Angelegenheiten des I. Teiles des Gemeindebedienstetengeset-

zes 1971, die nach diesem Teil des Gesetzes den Gemeinden und den durch dieses Gesetz gebildeten
Gemeindeverbänden zukommen, wird für die Gemeinden Hirm, Antau, Siegendorf, Zagersdorf, Kai-
sersdorf, Weingraben, Kittsee, Edelstal und für den aufgrund des Gemeindebedienstetengesetzes 1971
gebildeten Gemeindeverband Lackenbach-Ritzing der Landesregierung übertragen:

1) Die Durchführung der Ruhestandsversetzungen der Gemeindebeamten
2) Die Vollziehung der pensionsrechtlichen Vorschriften in bezug auf die Gemeindebeamten des

Dienst- und Ruhestandes und ihrer Hinterbliebenen und Angehörigen einschließlich der Auszahlung
der Ruhe- und Versorgungsbezüge

§ 2
Diese Verordnung tritt am 1. Oktober 1994 in Kraft.

1000/423
Verordnung der Burgenländischen Landesregierung vom 26. September 1995, mit der die Besor-

gung einzelner Angelegenheiten des eigenen Wirkungsbereiches einzelner Gemeinden und einer Ver-
waltungsgemeinschaft auf die Landesregierung übertragen wird, LGBl. Nr. 67/1995

Auf Antrag der Gemeinden Burgauberg-Neudauberg, Großpetersdorf, Hackerberg, Jabing,
Markt Neuhodis, Piringsdorf, Raiding, Rechnitz, Steinbrunn, Unterrabnitz-Schwendgraben, Zil-
lingtal und der Verwaltungsgemeinschaft Strem-Moschendorf wird gemäß § 51 Absatz 4 der Burgen-
ländischen Gemeindeordnung, LGBl. Nr. 37/1965, zuletzt geändert durch das Landesverfassungsgesetz
LGBl. Nr. 55/1992, verordnet:
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§ 1
Die Besorgung der nachstehenden Angelegenheiten des I. Teiles des Gemeindebedienstetengeset-

zes 1971, LGBl. Nr.13/1972, zuletzt geändert durch das Landesgesetz LGBl. Nr. 51/1991, die nach
diesem Teil des Gesetzes den Gemeinden und den durch dieses Gesetz gebildeten Gemeindeverbänden
zukommen, wird für die Gemeinden Burgauberg-Neudauberg, Großpetersdorf, Hackerberg, Jabing,
Markt Neuhodis, Piringsdorf, Raiding, Rechnitz, Steinbrunn, Unterrabnitz-Schwendgraben, Zillingtal
und für die Verwaltungsgemeinschaft Strem-Moschendorf der Landesregierung übertragen.

1. Die Durchführung der Ruhestandsversetzung der Gemeindebeamten und
2. die Vollziehung der pensionsrechtlichen Vorschriften in bezug auf die Gemeindebeamten des

Dienst- und Ruhestandes und ihrer Hinterbliebenen und Angehörigen einschließlich der Auszahlung
der Ruhe- und Versorgungsbezüge.

§ 2
Diese Verordnung tritt am 1. November 1995 in Kraft.

1000/424 
Verordnung der Burgenländischen Landesregierung vom 27. Feber 1996, mit der die Besorgung

einzelner Angelegenheiten des eigenen Wirkungsbereiches einzelner Verwaltungsgemeinschaften auf
die Landesregierung übertragen wird, LGBl. Nr. 22/1996

Auf Antrag der Verwaltungsgemeinschaften Mannersdorf-Oberloisdorf und Schachendorf-
Schandorf wird gemäß § 51 Absatz 4 der Burgenländischen Gemeindeordnung LGBl. Nr. 37/1965,
zuletzt geändert durch das Landesverfassungsgesetz LGBl. Nr. 55/1992, verordnet:

§ 1
Die Besorgung der nachstehenden Angelegenheiten des I. Teiles des Gemeindebedienstetengeset-

zes 1971, LGBl. Nr. 13/1972, zuletzt geändert durch das Landesgesetz LGBl. Nr. 51/1991, die nach
diesem Teil des Gesetzes den Gemeinden und den durch dieses Gesetz gebildeten Gemeindeverbänden
zukommen, wird für die Verwaltungsgemeinschaften Mannersdorf-Oberloisdorf und Schachendorf-
Schandorf der Landesregierung übertragen:

1. Die Durchführung der Ruhestandsversetzungen der Gemeindebeamten und
2. die Vollziehung der pensionsrechtlichen Vorschriften in bezug auf die Gemeindebeamten des

Dienst und Ruhestandes und ihrer Hinterbliebenen und Angehörigen einschließlich der Auszahlung der
Ruhe- und Versorgungsbezüge.

§ 2
Diese Verordnung tritt am 1. April 1996 in Kraft.

1000/425
Verordnung der Burgenländischen Landesregierung vom 28. April 1998, mit der die Besorgung ein-

zelner Angelegenheiten des eigenen Wirkungsbereiches einzelner Gemeinden und Verwaltungsge-
meinschaften auf die Landesregierung übertragen wird, LGBl. Nr. 38/1998

Auf Antrag der Gemeinden Baumgarten, Draßburg, Eltendorf, Königsdorf, Moschendorf,
Ollersdorf im Burgenland, Strem, Wörterberg und der Verwaltungsgemeinschaft Sigleß- Krens-
dorf wird gemäß § 51 Absatz 4 der Burgenländischen Gemeindeordnung, LGBl. Nr. 37/1965, zuletzt
geändert durch das Landesverfassungsgesetz LGBl. Nr. 25/1997, verordnet:

§ 1
Die Besorgung der nachstehenden Angelegenheiten des I. Teiles des Gemeindebedienstetengesetzes

LGBl. Nr. 54/1996, die nach diesem Teil des Gesetzes den Gemeinden und den durch dieses Gesetz
gebildeten Gemeindeverbänden zukommen, wird für die Gemeinden Baumgarten, Draßburg, Eltendorf,
Königsdorf, Moschendorf, Ollersdorf im Burgenland, Strem, Wörterberg und für die Verwaltungsge-
meinschaft Sigleß-Krensdorf der Landesregierung übertragen:

1. Die Durchführung der Ruhestandsversetzungen der Gemeindebeamten und
2. die Vollziehung der pensionsrechtlichen Vorschriften in bezug auf die Gemeindebeamten des

Dienst- und Ruhestandes und ihrer Hinterbliebenen und Angehörigen einschließlich der Auszahlung
der Ruhe- und Versorgungsbezüge.

§ 2
Diese Verordnung tritt mit 1. Juni 1998 in Kraft.
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1000/426

Verordnung der Burgenländischen Landesregierung vom 23. Dezember 1999, mit der die Be sor gung
ein zel ner Angelegenheiten des eigenen Wirkungsbereiches einzelner Gemeinden auf die Landesregie-
rung übertragen wird, LGBl. Nr. 8/2000

Auf Antrag der Gemeinden Lackenbach und Ritzing wird gemäß § 51 Abs. 4 der Burgenländischen
Gemeindeordnung, LGBl. Nr. 37/1965, zuletzt geändert durch das Landesgesetz LGBl. Nr. 14/1998,
verordnet:

§ 1
Die Besorgung der nachstehenden Angelegenheiten des I. Teiles des Gemeindebedienstetengesetzes

1971, LGBl. Nr. 13/1972, zuletzt geändert durch das Landesgesetz LGBl. Nr. 46/1999, die nach die-
sem Teil des Gesetzes den Gemeinden und den durch dieses Gesetz gebildeten Gemeindeverbänden
zukommen, wird für die Gemeinden Lackenbach und Ritzing auf die Landesregierung übertragen:

1. die Durchführung der Ruhestandsversetzungen der Gemeindebeamten und
2. die Vollziehung der pensionsrechtlichen Vorschriften in Bezug auf die Gemeindebeamten des

Dienst- und Ruhestandes und ihrer Hinterbliebenen und Angehörigen einschließlich der Auszah-
lung der Ru he- und Versorgungsbezüge.

§ 2
Diese Verordnung tritt mit 1. Jänner 2000 in Kraft.

1000/427
Verordnung der Burgenländischen Landesregierung vom  22. Feber 2000, mit der die Be sor gung

einzel ner Angelegenheiten des eigenen Wirkungsbereiches einzelner Gemeinden auf die Lan des re -
gierung übertragen wird, LGBl. Nr. 24/2000

Auf Antrag der Gemeinden Eberau und Bildein wird gemäß § 51 Abs. 4 der Burgenländischen Ge -
mein de ord nung, LGBl. Nr. 37/1965, zuletzt geändert durch das Landesgesetz LGBl. Nr. 14/1998, ver-
ordnet:

§ 1
Die Besorgung der nachstehenden Angelegenheiten des I. Teiles des Gemeindebedienstetengesetzes

1971, LGBl. Nr. 13/1972, zuletzt geändert durch das Landesgesetz LGBl. Nr. 46/1999, die nach die-
sem Teil des Gesetzes den Gemeinden und den durch dieses Gesetz gebildeten Gemeindeverbänden
zukommen, wird für die Gemeinden Eberau und Bildein auf die Landesregierung übertragen:

1. die Durchführung der Ruhestandsversetzungen der Gemeindebeamten und
2. die Vollziehung der pensionsrechtlichen Vorschriften in Bezug auf die Gemeindebeamten des

Dienst- und Ruhestandes und ihrer Hinterbliebenen und Angehörigen einschließlich der Auszah-
lung der Ruhe- und Versorgungsbezüge.

§ 2
Diese Verordnung tritt mit 1. April 2000 in Kraft.

1000/428
Verordnung der Burgenländischen Landesregierung vom 5. Oktober 2004, mit der die Besorgung

einzelner Angelegenheiten des eigenen Wirkungsbereiches einzelner Gemeinden auf die Landesregie-
rung übertragen wird, LGBl. Nr. 59/2004

Auf Antrag der Gemeinden Badersdorf, Grafenschachen, Kohfidisch, Krensdorf, Mühlgraben,
Neuhaus am Klausenbach, Neustift an der Lafnitz, Pöttelsdorf, Sigleß und Zemendorf-Stöttera
wird gemäß § 58 Abs. 4 Burgenländische Gemeindeordnung 2003, LGBl. Nr. 55, verordnet:

§ 1
Die Besorgung der nachstehenden Angelegenheiten des I. Teiles des Gemeindebedienstetengesetzes

1971, LGBl. Nr. 13/1972, zuletzt geändert durch das Landesgesetz LGBl. Nr. 46/1999, die nach die-
sem Teil des Gesetzes den Gemeinden und den durch dieses Gesetz gebildeten Gemeindeverbänden
zukommen, wird für die Gemeinden Badersdorf, Grafenschachen, Kohfidisch, Krensdorf, Mühlgraben,
Neuhaus am Klausenbach, Neustift an der Lafnitz, Pöttelsdorf, Sigleß und Zemendorf-Stöttera auf die
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Landesregierung übertragen:
1. die Durchführung der Ruhestandsversetzungen der Gemeindebeamten und
2. die Vollziehung der pensionsrechtlichen Vorschriften in Bezug auf die Gemeindebeamten des

Dienst- und Ruhestandes und ihrer Hinterbliebenen und Angehörigen einschließlich der Auszah-
lung der Ruhe- und Versorgungsbezüge.

§ 2
Diese Verordnung tritt mit 1. November 2004 in Kraft

1000/429
Verordnung der Burgenländischen Landesregierung vom 15. September 2011, mit der die Besorgung

einzelner Angelegenheiten des eigenen Wirkungsbereichs der Gemeinden Stoob und Neutal auf die
Landesregierung übertragen wird, LGBl. Nr. 57/2011 

Auf Antrag der Gemeinden Stoob und Neutal wird aufgrund § 58 Abs. 4 der Burgenländischen Ge-
meindeordnung 2003, LGBl. Nr. 55, in der Fassung des Landesverfassungsgesetzes LGBl. Nr.
33/2010, verordnet: 

§ 1 
Die Besorgung der nachstehenden Angelegenheiten des I. Teiles des Gemeindebedienstetengesetzes

1971, LGBl. Nr. 13/1972, in der Fassung des Gesetzes LGBl. Nr. 76/2009, die nach diesem Teil des
Gesetzes den Gemeinden und den durch dieses Gesetz gebildeten Gemeindeverbänden zukommen,
wird für die Gemeinden Stoob und Neutal auf die Landesregierung übertragen: 

1. die Durchführung der Ruhestandsversetzungen der Gemeindebeamtinnen und Gemeindebeamten
und 

2. die Vollziehung der pensionsrechtlichen Vorschriften in Bezug auf die Gemeindebeamtinnen und
Gemeindebeamten des Dienst- und Ruhestandes und ihrer Hinterbliebenen und Angehörigen ein-
schließlich der Auszahlung der Ruhe- und Versorgungsbezüge. 

§ 2 
Diese Verordnung tritt mit 1. Oktober 2011 in Kraft. 
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